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| Donnerstag, den 21. März 1861. 


* ze Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
u auf die ! „welche Sonntag und Montag 
den übrige agen zweimal erſcheint. 


während alle übrigen Abgaben umgewandelt werden dürfen. Nun ſeien 
letztere Abgaben jo unbedeutend, daß es in vielen Fällen nicht möglich ſei, 
dieſelben in Roggen⸗Renten zu verwandeln; wenigſtens ſei oft genug von 
Intereſſenten dieſer Einwand erhoben worden. Auch nach anderen Richtun⸗ 
gen jeigten ſich Mängel, und wenn man gegen die Reviſion ſage, das Geſetz 
beſtehe erſt wenige Jahre und Erfahrungen ſeien noch nicht in genügendem 
Maße gemacht, ſo ſei dieſer Grund nicht durchgreifend. Ein unpraktiſches 
Geſetz könne nicht ſchnell genug geändert werden. Hätte die Regierung 1851 
die Abänderung des Geſetzes von 1848 wegen unentgeltlicher Aufhebung des 
Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden beantragt, dann möchten die 
Herren links ſchwerlich den Einwand gemacht haben, daß das Geſetz erſt ſo 
kurze Zeit in Wirkſamkeit ſei. 

Miniſter v. Auerswald iſt eingetreten. 2 

Der $ 2 des Geſetzes beſtimmt, daß die Naturalleiftungen in Getreide, 
Holz und Baumaterialien fortan auf einſeitigen Antrag des Berechtigten 
oder Verpflichteten in eine Roggenrente verwandelt werden dürfen. 

Abg. Wagener: Daß der Cultusminiſter das Geſetz nicht mit einge⸗ 
bracht habe und der Diskuſſion fern bleibe, beweiſe, daß derſelbe mit der 
Vorlage doch nicht ganz einverſtanden ſei. Er beſtreite die Anſicht des Reg.⸗ 
Commiſſars, daß die Regierung an den leitenden Grundſätzen des Geſetzes 
von 1857 feſthalte, und erinnere daran, daß bei Berathung des Ablöſungs⸗ 
Geſetzes von 1850 die damaligen Abg. Dr. Lette und v. Patow Präſer⸗ 
vative verlangten, dahin gehend, daß die Staatsregierung ſich der Sache 
annehme und die geiſtlichen Inſtitute vor Schaden bewahre. Das Geſetz 
von 1857 gehe davon aus, daß gewiſſe Abgaben, die für die geiſtlichen In⸗ 
ſtitute unentbehrlich, nicht abzulöſen ſeien; ferner ſei die Ablöſung in Geld 
nicht beliebt worden, weil die geiſtlichen Inſtitute als Nutznießer in der 
Regel nicht in der Lage wären, das Kapital gewinnbringend anzulegen. Die 
jetzige Vorlage trete nun dieſen Beſtimmungen geradezu 9 1 5 Er und 
ſeine Freunde wollen die für die Exiſtenz der geistlichen Inſtitute nothwen⸗ 
digen Naturalleiſtungen konſerviren, und zwar ſähen ſie als Hauptbeſtand⸗ 
tbeil dieſer Leiſtungen Holz und Brennmaterial an. Es komme ihnen haupt⸗ 
ſächlich darauf an, jene Inſtitute vor Schaden zu bewahren. , 

Abg. Lette: Es handelt ſich darum: die letzten Reſte der Unterthänig⸗ 
keits⸗Verhältniſſe zu beſeitigen; der Vorredner müſſe ſich den Unterſchied 
zwiſchen Abgaben an den Staat und ſolchen an Private klar machen. 

Abg. Oſterrath: Die Regierung motivire die vorgelchlagene Ablöſung 
von Holz und Brennmaterial damit, daß die Berechtigten häufig in der 
Lage wären, ſich den Vortheil eines billigeren Surrogats zu verſchaffen 
Zweck re Erfahrungen in Ablöſungsſachen müſſe er aber dieſes Motiv in 

weifel ziehen. 

Der Reg.⸗Commiſſar bemerkt, daß es ſich nur um ſolche Brennma⸗ 
terialien handle, welche Reallaſten ſeien. — Der § 2 wird angenommen. 

$ 3 (Verwandlung der Geldrente in eine Roggenrente auf Verlangen 
des Verpflichteten, wenn auch der Berechtigte auf deren Capital⸗Ablöſung 
durch Baarzahlung des 33% fachen Betrages nicht angetragen hat) wird ohne 
Diskuſſion angenommen. 

$ 4 (Umwandlung der Roggenrente in Geldrente) wird von den Abgg. 
Reichensperger (Köln), Mathis (Barnim) und v. Kroſigk bekämpft, 
von Lette und dem Berichterſtatter vertheidigt. 

Abg. Reichensperger bemerkt, ſolche Aenderungen dürften nur vor⸗ 
1 werden, wenn die Zweckmäßigkeit evident ſei; das ſei hier nicht 
der Fall. 
das beſteheude Recht des Berechtigten. f Em 

Abg. Mathis fürchtet aus dieſem § Benachtheiligung der Berechtigten 
und würde bei Annahme deſſelben gegen das Geſetz ſtimmen. Wenn man 
ſage, daß die a Inſtitute nach der Ablöſung Ländereien erwerben 

könnten, ſo devenke man wohl nicht, daß dies äußerſt ſchwer 
Weiſe auszuführen ſei. — Abg. v. Kroſigk meint, es ſei irrig, wenn man 
ſeiner Partei den Willen zuſchreibe, die geiſtlichen Inſtitute von den Wohl⸗ 
thaten der agrariſchen Geſetzgebung auszuſchließen; ſie wollten nur, daß die 
agrariſche Geſetzgebung billige Rückſicht auf die ausnahmsweiſe Natur dieſer 
Inſtitute nehme. — Der § 4 wird angenommen; ebenſo (ohne Diseuſſion) 
der damit zuſammenhängende $ 5. 0 - 

Bei 8 6 ſchiebt die Comm. die Beſtimmung ein, daß der den Berechtig⸗ 
ten zuſtehende Anſpruch auf Kapitalablöſung denſelben rückſichtlich der im 
§ 8 des Geſetzes vom 15. April 1857 bezeichneten Reallaſten nicht zujteben 
ſolle. Abg. Oſterrath bält dieſe Beſtimmung für eine Inconſequenz in 
dieſem Geſetze, da ſie die Ablöſungen erſchwere, während die Vorlage ſonſt 
die Erleichterung bezwecke. Abg. Ambronn vertheidigt den Vorſchlag. 
welcher nur auf die ſchleſiſchen Dezemverhältniſſe berechnet ſei. Der Zuſatz 
wird angenommen; ebenſo (ohne Discuſſion) die übrigen §§ und darauf das 
Geſetz im Ganzen. ; 

Im Laufe der Discuſſion ift Herr v. Bethmann⸗Hollweg eingetreten. 

Zur Berathung kommt der Bericht der Agrar⸗Commiſſion über Peti⸗ 
tionen in der Drainageſache; die Commiſſion lehnt die Befürwortung von 
Zwangsgenoſſenſchaften ab, will aber ſonſt die Erwartung ausſprechen, daß 
die Regierung der Ausführung von Drain-Anlagen und der Bildung von 
Draingenoſſenſchaften auch fernerhin ihre beſondere Füxſorge zuwenden werde. 

Der Miniſter der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten wie⸗ 
derholt (ſoweit er zu verſtehen) die bereits in der Commiſſion von ſeinem 
Vertreter gegebenen, nach dem Commiſſionsbericht mitgetheilten Verſicherun⸗ 
gen, die Regierung werde in ihrer Fürſorge fortfahren, und erklärt ſich mit 
den Commiſſionsanträgen einverſtanden. — Das Haus tritt denſelben ohne 
Discuſſion bei. 

Den Reichenſpergerſchen Antrag wegen der Verpflichtung der Rheini⸗ 
ſchen Eiſenbahngeſellſchaft zum Bau der Crefeld⸗Clever Bahn, den die Com⸗ 
miſſion mit einer formellen Modification befürwortet, will der 

Abg. v. Binde (Hagen) durch einfache Tagesordnung beſeitigen; es 
handle ſich hier um einen Vertrag, über deſſen Auslegung geſetzlich nur vom 
Nichter entſchieden werden könne; es ſei nicht Aufgabe des Hauſes, ein 
Votum in Privatſtreitigkeiten abzugeben; da es ſich dabei auch um den 
Vorbehalt der Beſchaffung der Geldmittel handle, jo ſcheine der Antrag auch 
anderweit in keiner Weiſe begründet. Die Regierung werde die Rheiniſche 
Eiſenbahngeſellſchaft gewiß zur Erfüllung ihrer Pflicht anhalten, ohne daß 
das Haus ein Votum deshalb abzugeben habe. . 

Abg. Reichenſperger (Geldern): Allerdings beruhe die Angelegenbeit 
auf einem Vertrags⸗Verhältniß; aber das Haus könne wohl eine Manifeſta⸗ 
tion abgeben. Das Geſetz lege der Staats⸗Regierung die Pflicht auf, den 
Inhalt der Stipulation vom 15. Auguſt 1853 ſelbſt im Wege der Crekution 
zur Geltung zu bringen, und wenn das zweifelhaft ſein ſollte, ſo verweiſe 
er auf die allerhöchſte Conceſſions⸗Beſtätigungs⸗Urkunde vom 5. März 1856. 
Er habe geglaubt, daß der Antrag auf die ungetheilte Zuſtimmung des Hau⸗ 
ſes rechnen könnte, und zwar desbalb, weil er im Widerſpruche mit allen 
andern Eiſenbahn⸗Anträgen nicht darauf gerichtet ſei, dem Staate eine Laſt 
aufzuerlegen, ſondern ſie ihm abzunehmen. Es liege im finanziellen Inter⸗ 
eſſe des Staates, daß die Angelegenheit endlich einmal in Ordnung komme, 
da erſt damit der im Abkommen vom 2. Juli 1860 bewilligte Staatszuſchuß 
zu den Zinſen des Anlagekapitals aufhöre; der Staat könne alſo nur ge⸗ 
winnen, wenn der Aufſchub endlich wegfalle. 


Es käme hinzu das Intereſſe eines bedeutenden Landſtriches. — Die 
Rechtsverpflichtung der rhein. Eiſenbahn⸗Geſellſchaft laſſe ſich nicht beſtreiten; 
§ 4 des Statuts ſage ausdrücklich, der Bau ſolle ſofort in Angriff genom⸗ 
men werden „nach Maßgabe der beſchafften Geldmittel“; hinter letzteres ſtecke 
ſich nun die Geſellſchaft wiederum, die Geldmittel durch Actien⸗Emittirung 
zu beſchaffen; ferner: die Crefeld⸗Clever Babn ſei primo loco als zu er: 
bauen genannt, und für die Düren⸗Schleidener Bahn ſei ausdrücklich eine 
Ausnahme gemacht, ein Vorbehalt des ſpäteren Baues, was indirect für 
den ſofortigen Bau der Crefeld⸗Clever Bahn ſpreche. — Der Geldmarkt ſolle 
jetzt zu ſchlecht ſein; aber die guten Jahre 1856 u. ſ. w. habe die Geſellſchaft 
vorübergehen laſſen. — Der Widerſpruch Hollands in Bezug auf den An⸗ 
ſchluß bei Nymwegen (aus Intereſſe für den Anſchluß bei Venlo) werde gel⸗ 
tend gemacht; aber für die Oberrhein. Bahn ſeien auch Staatsverträge, mit 
Naſſau und Heſſen, vorbehalten, und aus einem ſolchen Vorbehalte könne 
doch nicht gefolgert werden, daß man nun den Bau ins Endloſe hinaus⸗ 
ſchiebe. — Es handlt ſich endlich um einen Ehrenpunkt, Holland gegenüber; 
der Verkehr dürfe nicht von dem Rhein an die Maaß gedrängt werden; hier 
ſei Ernſt zu zeigen; auch habe man an dem arnheimer Handelsſtand einen 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Dresden, 20. März. Das heutige „Dresdner Journal“ 
meldet, daß der Ausſchuß der Abgeordnetenkammer in Betreff 
der kurheſſiſchen Frage einſtimmig beantragt: Verwahrung 
einzulegen gegen die Berechtigung des Bundestages, eine in 
anerkannter Wirkſamkeit beſtehende Verfaſſung eines Bundes⸗ 
ſtaats außer Wirkſamkeit zu ſehen. Vier Mitglieder des 
Ausſchuſſes beantragen weiter: Die Mitwirkung zur Her⸗ 
ftellung des verletzten Rechtszuſtandes in Kurheſſen unter Feſt⸗ 
haltung der Rechtsbeſtändigkeit der Verfaſſung vom Jahre 
182, während andere vier Mitglieder nur die Mitwirkung 
auf Wiederherſtellung verfaſſungsmäßiger Zuſtäude in Kur⸗ 
heſſen beantragen. i 

Turin, 20. März. Sicherem Vernehmen nach hat der 
König die Demiſſion aller Miniſter angenommen, und wird 
den Grafen Cavour mit der Bildung eines neuen Miniſte⸗ 
riums, deſſen Mitglieder aus ganz Italien entnommen find, 
beauftragen. 

Paris, 20. März, Abends. Die heutige „Patrie“ de⸗ 
mentirt das Gerücht, daß das Kommando des General Goyon 
in Nom anderweitig beſetzt werden würde. 5 

Kaſſel, 20. März. In der geſtrigen Sitzung des Criminalgerichts wurde 
der Redakteur Dr. Oetker von der Anklage der Verleumdung und der Ma⸗ 
jeſtätsbeleidigung freigeſprochen, wegen des von ihm gebrauchten Ausdrucks 
„frömmelnde Schulinſpektoreu“ aber zu 25 Thlr. Geldſtrafe verurtheilt. 

Marſeille, 19. März, Abends. Nach hier eingegangenen Berichten aus 
Neapel vom 16. d Mts. hatte Liborio vor feiner Entlafjung im ganzen 
Königreiche einen Bericht an den Prinzen von Carignan publiciren laſſen. 
In demſelben wird erklärt, das Land ſei unzufrieden und würde 
nicht mehr eine Majorität bei dem Plebiscit bieten. Es werden 
darin Maßregeln für das öffentliche Wohl und beſonders die reihen Sub: 
ſidien des Landes angegeben. Für den 19. hatte Liborio zu Ehren Gari⸗ 
baldi's im ganzen Königreiche ein Feſt anbefohlen. 7 N 

London, 20. März. Aus Waſhington vom 8. d. Mts. hier eingetroffene 
Berichte melden, daß der Senat die Ernennung Judas zum amerikaniſchen 
Geſandten und Kreiſſenans zum Geſandtſchaftsſecretair in Berlin bejtätigt 
babe. Weitere Ernennungen ſind noch nicht bekannt geworden. 


Preußen. 

2 

Landtag. 

K. C. 28. Sitzung des Hauſes der Abgeorducten. 

Präſident Simſon eröffnet die Sitzung gleich nach 11 Uhr. Am Mini- 
ſtertiſche: Graf Pückler, v. d. Heydt, Graf Schwerin und einige Regie⸗ 
rungs⸗Commiſſarien. k . 

Der Abg. v. Niegolewski bringt den zahlreich unterſtützten Antrag 
ein: die Erwartung auszusprechen, daß endlich wenigſtens die nach dem poſi⸗ 
tiven Völkerrechte garantirte territoriale Einheit des ehemaligen polniſchen 
Geſammtsſtaats vom Jahre 1772, ſowie die den Polen innerhalb dieſer 

Grenzen zugeſtandenen politiſchen und nationalen zur vollen Rechte Geltung und 
Ausfübrung gelangen, und daß dieſelben nicht fernerhin willtürlich von den 
pflichteten. Mächten, davon auf Grund des wiener Traktates Theile Pole: 

9 Bedingungen zugetheilt wurden, verkümmert werden; 

derſelbe geht an eine beſondere Commiſſion von 40 Mitgliedern. h 
.  "Bur Berathung kommen zunächſt der Bericht der Agrar: Commiffion. über 
die Novelle zum Geſez vom 15. April 1857 wegen der Ablöſung der den 
geiſtlichen ꝛc. Inſtituten zustehenden Reallaſten. Die Reviſion dieſes Geſetzes ift 
bereits vor zwei Jahren bei Gelegenheit von Petitionen vom Hauſe als 
nothwendig anerkannt, und der jetzigen Novelle ſtimmt die Commiſſion, wie 
neulich gemeldet, im Weſentlichen zu. Der Inhalt der Novelle läßt ſich kurz 
dahin angeben, daß die bisherigen Erſchwerungen bei Ablöſung der betref⸗ 
fenden Reallaſten wegfallen und den Verpflichteten die Vortheile des Real⸗ 

laſtengeſetzes von 1850 wieder zugewandt werden ſollen. N 

Abg. v. Kroſigk erklärt ſich (ſehr ſchwer verſtändlich) gegen die ganze 
Vorlage; beklagt, daß dieſe Materie immer wieder aufgewühlt werde, be⸗ 
ſtreitet die Nothwendigkeit der Reviſion des Geſetzes von 1857, die nicht er⸗ 
wieſen ſei; der Kultusminiſter habe ſchwerlich Kenntniß von dem Geſetzent⸗ 
wurf gehabt; man ſolle die geistlichen Inſtitute ſchonen. 5 N 

Miniſter Graf Pückler: Der Kultusminiſter habe allerdings Kenntni 
von dem Geſetzentwurf gehabt, was der Vorredner mit Unrecht bezweifelt 
babe; bei einiger Kenntniß des Geſchäftsganges im Staatsminiſterium würde 
das nicht bezweifelt ſein; im Geſammtminiſterium ſei die Vorlage berathen, 
in ſein ſpezielles Reſſort gehöre das Einbringen derſelben; der Kultusmi⸗ 
niſter im Beſonderen ſei mit dieſer Vorlage ſo einverſtanden, daß er in der 
heutigen Sitzung, wo er ſelbſt zu erſcheinen verhindert ſei, ihm (dem land⸗ 
wirthſchaftlichen Minifter) feine Vertretung übertragen habe. 

Abg. Gräſer: Er acceptire beſtens den vom Vorredner ausgeſprochenen 
Wunſch, daß dieſe Angelegenheit ſobald als möglich erledigt werde. Die 
Ablösbarkeit aller Reallaſten ſei das Grundprinzip unſerer vaterländiſchen 
Geſetzgebung; nur die Sorge für die Erhaltung der geistlichen Inſtitute und 
milden Stiftungen habe die Durchführung des Grundſatzes bisher gehemmt. 
Nachdem jetzt die gutsherrlichen Verhältniſſe geordnet ſeien, könne die Sache 
nun wohl gefördert werden, und der Herr Miniſter der landw. 8 
beiten hätte nicht länger zögern können, ohne ſich im Lande den Verdacht 
der Parteilichkeit zuzuziehen. Der vorliegende Geſetzentwurf finde ſeinerſeits 
dankbare Anerkennung, wenn er auch freilich einer verſchiedenen Beurthei⸗ 
lung unterliegen werde. Man werde namentlich behaupten, daß derſelbe 
einen unberechtigten Eingriff in den Beſitzſtand der geiſtlichen Inſtitute ent⸗ 
balte; man würde ihm Mangel an Pietät vorwerfen; allein aus Pietät 
dürfe man kein Unrecht gutheißen, und dem Staate liege die Sorge ob, 
darüber zu wachen, daß das große Werk der Ablöfung endlich zu Stande 
komme. A 

Abg. v. Wedell (Nordhauſen): Das Geſetz von 1857 haben die geiſt⸗ 
lichen Inſtitute vor Nachtheil ſchügen ſollen. Die Vorlage werde dieſe 
Nachtheile wieder hervorrufen; der Vortheil ſei dabei auf Seite der Verpflich⸗ 
teten, während die Berechtigten der Schaden treffe. Der Redner führt dar⸗ 
auf mehrere Beiſpiele an, mit denen er nachweiſt, daß die Normalpreiſe 
chwer feſtzuſtellen ſeien, und erklärt ſich gegen die Vorlage. — Abg. Lette: 
Pon Mangel an Pietät könne bei dem vorliegenden Geſetze nicht die Rede 
ſein, im Gegentheil ſei es für das Anſehn der Kirche gefährlich, wenn man 
ihre Inſtitute von den allgemeinen Landeskulturgeſetzen ausnehmen wollte. 
Der kirchliche Sinn werde erhöht, wenn die Kirche nicht mittelalterliche und 
ſeudale Rechte behalte. Er gebe zu, daß den geiſtlichen Juſtituten viel Un⸗ 
recht zugefügt ſei, aber nicht durch die Ablöſung, ſondern durch die Vererb⸗ 
pachtung der firchlihen Ländereien. Die Vorlage wolle das ſchreiende Un⸗ 
recht des Geſetzes vom Jahre 1857 wieder gut machen. Geſchehe das nicht, 
ſo würde man Unzufriedenheit und Mißſtimmung im Lande hervorrufen. 

Der Reg.⸗Commiſſar: Die Anſichten auf dieſem Gebiete ſeien weit 
auseinander gegangen, und es habe 7 Jahre bedurft, ehe durch das Geſetz 
vom Jahre 1857 ein einſtweiliger Abſchluß erfolgt wäre. Dieſes Geſetz habe 
ein neues Princip aufgeſtellt, in der Praxis aber nicht den gehofften Erfolg 
gehabt, indem Provocationen zur Ablöſung ſeitens der Verpflichteten faſt 
gar nicht vorgekommen ſeien. Dagegen ſeien ſeitens der Verpflichteten wie⸗ 
derholt Anträge auf Reviſion des Geſetzes geſtellt und in dieſem Hauſe unter⸗ 

ſtützt worden. Der Redner weiſt nun nach, daß die Regierung das Princip 
des Geſetzes von 1857 nicht verlaſſen habe; die Vorlage enthalte nur die 
Beſtimmung, daß die Ablöſung von Abgaben in Körnern, ſowie von feſten 
Leiſtungen an Holz und Baumaterialien künftig auf einſeitigen Antrag der 
Bere en oder Verpflichteten geſchehen dürfe. 2 

Ein Antrag auf Schluß der allgemeinen Diskuſſion wird angenommen. 

Berichterſtatter Abg. Schellwitz: Daß die Reviſion des Geſetzes von 
1857 nothwendig, ſei von allen Seiten anerkannt, ſchon aus dem Grunde, 
weil das Geſetz in der That nach vielen Richtungen nicht ausführbar ſei; es 
baſire darauf, daß die Abgaben in Getreide und Holz unverändert ſein ſollen, 


TE Ze 


Abg. 


Man ſchaffe ein Privilegium zu Gunſten des Verpflichteten gegen 


chwer in geeigneter 


„PF a 


. der ſich ebenfalls für den Weiterbau nach Cleve erklärt 
abe. 

Regierungs⸗Commiſſar: Die Regierung ſtimme mit dem Abgeordn. 
v, Binde. überein, daß es nicht zweckmäßig ſein möchte, hier jetzt über den 
Gegenſtand zu beſchließen; man möge es vielmehr der richterlichen Entſchei⸗ 
dung überlaſſen. Je größere Opfer man der rheiniſchen Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
ſchaft auferlege, deſto weniger Ausſicht ſei vorhanden, den Reinertrag auf 
5% Prozent zu bringen, welcher laut Statut von 1856 nöthig ſei, wenn die 
rheiniſche Geſellſchaft angehalten werden ſoll, eine feſte Brücke über den 
Rhein bei Koblenz zu bauen. Bei der drohenden Concurrenz det rechts⸗ 
rheiniſchen Bahn werde wohl der Bau einer Eiſenbahn von Crefeld nach 
Nymwegen oder nur nach Cleve einen höhern Zinsfuß nicht erzielen. Man 
möge bedenken, daß die rheiniſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft Manches gethan 


habe, was andere Geſellſchaften gewiß verweigert hätten — er erinnere an 


die Circularbahn bei Köln — und ſchon Gründe der Billigkeit ſprächen da⸗ 
für, die Geſellſchaft nicht zu drängen, 

Abg. Bürgers für die Tagesordnung; die Regierung wolle die Geſell⸗ 
ſchaft nicht ihrer Verpflichtung entlaſſen; es handle ſich nur um das Maß 
der Verpflichtung; es ſei nicht im Intereſſe der Autorität des Hauſes, ſich 
in eine rechtlich ſtreitige Angelegenheit einzulaſſen. Die Verpflichtung ſei 
nicht abſelut, ſondern mit einer Modifikation verbunden; ſo behaupte die 
Geſellſchaft, und die Regierung gebe zu, daß das wenigſtens nicht ohne Grund 
ſei; die Gerichte würden alſo eventuell darüber zu befinden haben; denn 
von einer executio ad faciendum könne doch nicht die Rede fein. — Es 
komme bei dem Vertrage darauf an, was die Contrahenten gewollt hätten; 
den einen Contrahenten habe die Commiſſion gar nicht hören können, und 
der andre (die Regierung) widerſpreche ihrer Anſicht. Die Nennung der Kre⸗ 


feld⸗Nymweger Bahn in dem Statut primo loco ſei doch kein Rechtsgrund 


für die Priorität im Bau. Das Wort „ſofort“ habe nur eine relative Ber 
deutung — nämlich „ſofort nach Maßgabe der beſchafften Geldmittel“, im 
Gegenſatz zu der Düren⸗Schleidener Bahn, für deren Bau ein beſtimmter 
Auſſchub bewilligt ſei. — Abg. Overweg: Im Jahre 1856 ſeien die Be⸗ 
dingungen nicht günſtig geweſen für die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft, wie 
der Abg. Reichenſperger gemeint habe; man dürfe dieſer Geſellſchaft keine zu 
roßen Opfer auflegen; ſobald nur die Möglichkeit vorhanden ſei, werde der 
Handelsminiſter bei ſeiner großen Liebhaberei für Eiſenbahnen ſchon dafür 
ſorgen, daß die Geſellſchaft ihrer Verpflichtung nachkomme. 

Nach einer Replik des Antragſtellers und des Berichterſtatters Abgeord. 
Reichenheim, (der ſich namentlich auf die Analogie des vorjährigen 
Beſchluſſes zu Gunſten der düren⸗ſchleidener Bahn beruft, und — gegen den 

Bürgers — den $ 9 des dar ei anführt, wonach „von dem 
zur Ausführung der Eiſenbahnen von Krefeld nach Nymmegen u. ſ. w. nö⸗ 
thigen Betrage mindeſtens 7 Millionen in neuen Stammaktien der 42 
ſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft emittirt werden ſollen; diefe Beſtimmung ſei in 
$ 4 bei den Worten „nach Maßgabe der beſchafften Geldmittel“ allegirt, 
alſo für ihre Auslegung maßgebend), und nachdem der Handelsminiſter er⸗ 
klärt: Den Wunſch nach baldiger Ausführung der Bahn theile er, die Ver⸗ 
handlungen mit Holland wegen des Weiterbaues nach Nymwegen ſeien 
längſt eingeleitet, die Regierung habe ibre Pflicht gethan, auch die Pflicht 
der Billigkeit gegen die Geſellſchaft, müſſe ſich auch für die Zukunft freie 
Hand vorbehalten; die betreffenden Landestheile hätten nichts gethan für 
Erleichterung des Projekts — ein Tadel, den der Abgeordnete Reichenſper⸗ 
ger zurückweiſt: Es ſeien dort viele Aktien gezeichnet, und Abtretungen von 

emeindegrundſtücken zu Gunſten einer conceſſionirten, ſchon verpflichteten, 
auf Spekulation berechneten Geſellſchaft würde die Regierung doch nicht ge⸗ 
nehmigen — wird die Tadesordnung angenommen. 1 
„Der Präſident kündigt die Vertagung zu Sonnabend an, und den 


Ihe Sonnabend Fe Cubge 


Geſchäftsordnungskommiſſion in der 


et 2 

e, Petition achte ur ’ 

0 Renardſchen Angelegenheit. Das H 
tritt dem bei. 


Abg. v. Vincke (Bagen) kommt auf den Nigolewski'ſchen Antrag zurück; 
derſelbe widerſpreche dem Art. 2 der Verfaſſung, welcher die 9 ntegrität des 
preußiſchen Staats ausſpricht; ein ſolcher Antrag könne nicht hier im Hauſe 
berathen werden; er beantrage Ueberweiſung an die Geſchäftsordnungs⸗ 
Commiſſion zur Vorprüfung. f 

Präſident: Der Ausdruck „Territorialeinheit“ ſei ihm aufgefallen, aber 
er habe aus den Motiven ſich überzeugt, daß damit merkantiliſche und kom⸗ 
merzielle Beziehungen gemeint ſeien; er habe den Antrag milde deuten zu 
müſſen geglaubt, weil er nicht habe annehmen können, daß ein Mitglied dem 
gaule anſinnen wolle, einen Antrag zu beratben, der auf Lostrennung eines 
andestheiles hinauskomme. Gegen den Vincke ſchen Antrag ſei nichts ein⸗ 

der gebe Niemandem ein wohlerworbenes Recht. \ ee 
tinifter des Innern Graf Schwerin: Die Regierung ſei mit dem 
Präſidenten der Meinung, daß der Antrag zuläſſig ſei, wie man auch über 
ſeinen materiellen Inhalt denken möge, . Der Regierung ſei dieſer Antrag 
auch nicht unbequem, noch werde er ihr Verlegenheiten bereiten. Es würde 
dadurch klar konſtatirt, welche Ziele und Zwecke von den Antragſtellern ver⸗ 
folgt würden und wie man die Sachen in der Provinz Poſen danach zu 
beurtheilen habe. Demnach glaube er, daß dem Antrage des Abg. v. Vincke 
ſtattgegeben werden müſſe. 
Abg. v. Niegolewski ſpricht von Verdächtigungen; der Präſident recti⸗ 
fizirt ihn; Verdächtigungen liegen nicht vor: — der Abg. v. Niegolewski 
verlieſt eine für die Deutung des Wortes Territorial⸗Einheit entſcheidende 
Stelle aus einem der betr. diplomatiſchen Aktenſtücke, wonach der Sinn die⸗ 
ſes Wortes der iſt, wie ihn der Präſident vorhin angegeben. 

Abg. v. Bentkowski: Der Miniſter brauche ihnen keine Beſtrebungen 
zu imputiren; „unſer nationales Recht zu wahren, das wollen wir, das 
haben wir gewollt, das werden wir wollen bis zum Tode“; der Miniſter 
aber will dieſes Recht beeinträchtigen. j 
Präaſident unterbricht ihn: Er übe gegen die des Deutſchen nicht mäch⸗ 
tigen Mitglieder alle Nachſicht; hier aber Be die Grenze ſchon überſchritten 

Abg. v. Prittwitz dankt dem Präſidenten für die Aeußerung in Be⸗ 
zug auf den Niegolewskiſchen Antrag und n den Vorſchlag des Ab⸗ 
geordneten v. Vincke; er erinnere dabei an eine Aeußerung des Abg. v. Nies 
golewski bei der Adreßdebatte: „wenn es ſich um ein Vaterland handle, jo 
würden ſeine Sympathien nur bei dem polniſchen Vaterlande ſein.“ Man 
müſſe ſich erſt überzeugen, ob der Antrag mit der Landesverfaſſung verein⸗ 
bar ſei. — Abg. v. Niegolewski: Das Geſetz, auf das er ſich berufen, 
ſtehe auch in der Geſetzſammlung und er lege ſie dem Abg. v. Prittwit vor. 
(Redner thut dies.) In dieſem Geſetze heiße es: Auch ihr habt ein Vater⸗ 
land ꝛc. — Darauf habe er ſich berufen; ſie beanſpruchten die Anerkennung 
des Hauſes, wie ſie eine ſolche den übrigen Mitgliedern zu Theil werden lie: 
ßen. Der hochſelige König — Der Präſident unterbricht die weitere Aus⸗ 
laſſung, da es ſich nur um die Geſchäftsordnungsfrage handle. — Der An⸗ 


trag des Abg. v. Vincke wird darauf „mit höchſt überwiegender Mehrheit“ 


angenommen. Schluß der Sitzung 4 Uhr. 


K. C. [In der Renard'ſchen Angelegenheit] hat die Geſchäfts⸗ 
ordnungskommiſſion des Hauſes der Abg. einen zweiten, von dem früberen 
weſentlich verſchiedenen Bericht erſtattet. Der Abg. Graf Renard hat ſich 
über den Ordnungsruf des Präſidenten beſchwert in drei Beziehungen, 1) we⸗ 
gen Verweiſung mit ſeinem Antrage an den Subaltern⸗Beamten des Hau⸗ 
ſes; 2) wegen Beſtreiten ſeiner Legitimation, für die Mitglieder der linken 
Seite des Hauſes eine Erklärung abzugeben, die er ſich gar nicht angemaßt 
habe; 3) wegen Verletzung durch die gegen ihn neben dem Ordnungsruf ger 
richteten Bemerkungen des Herrn Präſidenten. Nach ausführlicher Verhand⸗ 


lung erklärt die Comm. das Verhalten des Präſidenten für „gerechtfertigt“; 8 


beantragt dagegen, dem Abg. Grafen Renard wegen der in ſeiner Erklärung 
vom 25. und in der Sitzung vom 27. Febr. über das Verhalten des Herrn 
Präſidenten enthaltenen Aeußerungen die Mißbilligung des Hauſes auszu⸗ 
ſprechen. Da die Comm. durch den Beſchluß des Hauſes vom 12. d. den 
Auftrag erhalten hatte, in den materiellen Inhalt der Renard'ſchen Schrift⸗ 
ſtücke einzugehen, jo find dieſelben im Wortlaute mit abgedruckt. Bezeich⸗ 
nend ſind darin folgende Stellen; in dem Schreiben an das Präſidium 
heißt es: „Da die von mir verſuchte Ausgleichung auf dem Privatwege ſeit 
vierzehn Tagen zu keinem Reſultate geführt hat, ſo glaube ich es dem Lande, 


r . m 


nung 
as 
der 


aus 


zuwenden. Der Beſchluß zu Anfang der Sitzung ſtehe nicht entgegen, denn 


dem hohen Hauſe, meinen Waͤhlern und mir ſelbſt ſchuldig zu ſein, das iz 
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ſheilte in Gegenwart des Miniſters des Auswärtigen dem Tail. braſi⸗ 
llaniſchen Geſandten, dem Geſandten der ottomaniſchen Pforte und! 


ben ſtattfinden. 


\ 


uch 4 % mebr angelegt, lange 


a para 1 Säis berhandelten er. Fialtowski, In Begleſtüng von diei anderen Perfonen, dem billiger zu lafſet, auere öſterteich. Gfieften nur äusnähtswweiſe zu 
eee en 5 oute, us 1 nr sit 8 Gortſchakoff eine tion an Se. rat, den Kaiſer a Es. 1 t eau Nofen v el rten % und 44 arunter; polniſche 
des Hauses raktiſch nd in ſeinen Con⸗ ſod der Wortlaut di Petitſon und die Antwort 1285 Auf 155 a ST e 5 5 er Ting Wechſel 
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ſequenzen 

ich dee Erkan An 4 ten hinzugefügten Rath, läßt fi darin eine ſtarke ligung der „Agitation“ nicht verkennen; | Biete 0 geſtrigen Courszettel waren die 

der 15 eke mit ſeinem Wunſche, daß ſein Name aus der famentlich iſt di r et. 118 i 5 und L d Men Drudſchfer verf 5 
dn 0 mentlich iſt die Art u eie, wie der Petition und der Betheill⸗ Notizen für lang Hamburg und London durch einen Drudjebler verſetzt, es 
N ch iſt ind. if ‚wie der P Beth dend bemerkt heißen: 149% und London 6, 19%. 


d. gung des Erzbiſchofs bei Webetreihung derſelben Erwähnung geſchieht, muß wie nachſte 


gewiß keine zufällige und verdient dieſer Paſſus wohl beachtet zu (Bank- u. H.⸗Z⸗ 
(H. N.) 


— men nee 


Berliner Börse vom 20. März 1861. 


N Oberschiea, C.. 77 
dito Prior A4. — — 


dito Prior B. 
dito Prior C. 


Fett⸗Handlung von hin⸗ 


chillg⸗Ueberzieher. 


dito Prior D.. 
dito Prior E. 


jocialen Verkehr, wie es unter ſolchen Männern gar nicht anders jein kann. Verloren wurde: Ein Portemonnaie mit 5% Thlr. Inhalt. Ulle . Alto Prior F. — [412195 B 
. Wenn dieſe Worte des Präſ. auch keine direkte Beleidigung enthalten, Angekommen: Se. Durchlaucht Prinz Byron von Curland aus — Bei - re % 4 * . 
jo wurden ſelbe doch in einem Tone und mit folder Heftigkeit, geſprochen Poln.⸗Wartenberg. (Pel. Bl.) 2. n Mieinhehs . 4 Buy 
ür di i 2 | | ee ea Te AR ua r „ I emmarache .. .. dito (8) Pr. — 492 B. 
enn en n 0 e 0 Feuer.] Geſtern in der neunten Abenpſtunde waren im. ͤädti⸗ A . dito Lege e ba 
die Worte des Präſ. Über die Ehrerbiet: 0 dnia beit es ſchen Armendauſe auf der Schuhbrücke die Abtritte auf bisher ni „ dito v. St. gar.“ — 4 — — 
ie Worte des Präf. über die brerbietung gegen den König heißt es: „Ich mi N f non x 48 7 Rhein-Nahebahn | — 4 24½ bz 
2 ganz entſchieden gegen dieſe Worte; ich weile. ſie zurück in dem mittelte Weiſe in Brand gerathen. „Durch die bald herbeigeholte Feuerweh ‚dito e Ruhrort-Crefeld. 314181, 76 8. 
Maße, als ſie es verdienen; ich halte ſelbe für einen weder durch die Ber: wurde das Feuer in kurzer Zeit unterdrngt, Kur. u, Neumärk. Mule er 4117" 145 ich 
bältnifje gerechtfertigten, noch überhaupt berechtigten Uebergriff der dem f 1 m Er 7 12 1 2 c. N 445 Willel me. än. — 4 3% 5. 
räſ. zuſtehenden Befugniſſe. Ueber die Art und das Maß der Chrerbie- V Nefigode, 20. März. Die Schaſſchau in Herrnſtadt iſt z 1 dito Prior . — . S 
tung, weiche ich meinem Herrn und Könige zu ſchulden mir vollkommen klar glücklich vorüber, der Turnierplatz. auf welchem der Wettkampf um die gol= | 2 | Westf u. Rhein.. dio 2 2 Mi 1 bz. 
und bewußt bin, geſtatte ich Niemandem, auch nicht dem Präf. des hohen denen Vließe zur vergleichenden Entſcheidung geſtellt, iſt geräumt. Die edel⸗ 2 . — —— dito alto — 80 bz. 


Hauſes eine in officieller Weiſe tadelnde Kritik. Dem Praſidenten ſteht über⸗ Preuss. und ausl. Bank-Aetien. 


dies das Recht nicht zu, in der Antwort, welche er dem Mitgliede für Gum⸗ 


FH 


\ 2. 
binnen (Abg. Brämer) gab, zum zweitenmale ſich gegen mich zu wenden und diet coe. 2 8 N Ellis 
fo nochmal alle ſocialen und parlamentariſchen Formen zu verlegen.“ ſich einig, daß ſich das edelſte undzbeſte zum Ansehen und Vergleichen dar: | gesterr. Metall. . Bar, br 
Berlin, 20. März. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben] geboten, jo Ned noch a ‚auf 15655 Meile auch fie am zwedmä: | alte Ser Ef Ait Berl. W. Cred. 5 — | 5 |— — — 
allergnädigſt geruht: Den Stadtgerichts⸗Rath von Herford hierſelbſt nigen und gewinnbringendſten auf einen ſolchen Stand zu gelangen der 4 neue elbe Braunschw.Bank | 4 | 4 J 
ee enn l DE Ten oo ut a mögen, Das ganze Unternehmen zeichnete ſich durch ein vorzügliches rens. 8:10 Bremer e en 
zum Kammergerichts⸗Rath zu ernennen; fo wie dem Kreisgerichts⸗J A Bet Russ.-engl. Anleihe 2 Coburg. Credit-A.| 437 “. 
1 5 8 rrangement aus, und war die Be heiligung nicht nur aus Männern von dito 8. Anleihe. 5 88 Darmst. Zettel-B. 7% 4/1965 G. 
Sekretär und Depoſital⸗Kaſſen⸗Rendanten Müller in Drieſen bei Fach eine ſehr bedeutende wurde indeß noch bemerkbar hervorgehoben, daß |; dito poln. Sch Obi. Darmst..(abgest.)| 4 4 |72 bz. u. G 
feiner Verſetzung in den Ruheſtand den Charakter als Kanzleirath zu die hoͤchſten Spitzen der Provinz ſich daran bethelligten, und dadurch das ea . B d e u er 
verleihen; und von den ſeitens des Magiftratd zu Stralſund prä⸗ erfreuliche Zeugniß an den Tag (eat, daß nach oben binauf die Wichtig: | roın. Ol. 4 200 Fl. Genf. Creditb.-A.| © 4 129% bz. u. 0. M. 50 
ae : ’ Ball in . f Prä'ſteit der Beſtrebungen auf dieſem Gebiete anerkennend gewürdigt wurden. dito 4 300 Fi Geraer Bank. 446% 6. 
fentirten drei Kandidaten den Kreisgerichts⸗Direktor Wilhelm Frie:] Wie die, dieſem Referat zum Grunde liegende Tagesordnung angegeben, ee, ko Tub Hamb. Ned. Bank| 1% 4 008. 
drich Denhard daſelbſt zum Bürgermeiſter der Stadt Stralſund zu e un die SEO 1 I a cn e 400, Beſchauer begaben en HABE) FEN Abe a ie 
ernennen. ſich in die, zu dieſem Behufe beſonders ſchön eingerichteten Räume, und 3 Leipziger „ . | 4 80% B. di. D.) 
Der Rechts⸗Anwalt und Notar Fehmer zu Heiligenſtadt iſt in] die Belichtigungen nahmen ihren Anfang. Arnd br Rae , „ . 1 955 . 
leicher Eigenſchaft an das Kreisgericht i Ouedlind it Anwei⸗ Nach dem Verzeichniß der angemeldeten Schafheerden hatte unter dem 1500 b, Mein.-Creditb=A.| — 4 691% etw. bz. 
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Berlin, 20. März. [Vom Hofe.) Se. Majeftät der König 75 Heerden mit über 600 Stüd, Es iſt die im Intereſſe der guten Münster Hammer] — 46% air r 
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und nabm ſodann des Letzteren Vortrag entgegen. Allerhoͤchſtderſelbe 
begab Sich nach dem k. Schloſſe, um Se. k. H. den Prinzen Friedrich 
Karl an Hoͤchſtdeſſen Geburtstage zu beglückwünſchen. — Se. M. er⸗ 


dem Gefandten der Vereinigten nordamerikaniſchen Staaten Audienzen. 
e J. M. die Königin hat am vorigen Sonnabend dem Vor⸗ f 
trage im wiſſenſchaftlichen und am vorigen ‘Montag der Vorleſung im 
evangeliſchen Verein beizuwohnen geruht. Die Familientafel fand am 
Sonntag bei Sr. k. H. dem Prinzen Albrecht ſtatt. Abends erſchie⸗ 
nen Ihre Maj. bei J. D. der Herzogin von Sagan und geſtern bei 
Sr. D. dem Fürſten Wilhelm Radziwill in der daſelbſt ſtattgefunde⸗ 
nen Abend⸗Geſellſchaft. Am Montag fand im königl. Palais ein größe: 
res Diner für den Herzog von Naſſau ſtatt. Am Sonntag Früh ver⸗ 
abſchiedete ſich J. k. H. die Kronprinzeſſin bei beiden Majeftäten vor 
ihrer Abreiſe nach London, veranlaßt durch den ſchmerzlichen Verluſt 
der Herzogin von Kent. Se. k. H. der Großherzog und die Frau 
Großherzogin von Sachſen⸗Weimar werden heute zum Beſuch bei Ihren 
Majeſtäten erwartet. Zur Feier des Geburtstages des Prinzen Frie⸗ 
drich Karl kgl. Hoh. wird heute ein Familien⸗Diner bei Höchſtdemſel⸗ 


e rg t, März und 
45% 46% Thlr. bez. und Br., 46 Thlr. Gld. Mai⸗Juni 46% 44 
aſern, Thlr. a. Br. und Gld., 8 46 / —47 , Thlr. bez. und Br., 4 
Thlr. Gld., Juli⸗Aug. 47—47 7 


Haf 

März und März⸗April 25 Thlr. bez. 
125% —25% Thlr. bez., rc 26 
44—54 Thl. 


errn⸗ 


... ß K. 
Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten 
Paris, 20. März, N ; 


und März April WY4—Y Thlr. bez., Br. und Gld., April⸗Mai 204 —% 

Thlr. bez., Br. und a Mai⸗Juni 20Y—% Thlr. bez., Br. und ob, 

Juni⸗ Juli 207. — . Thlr. bez., Br. und © 

dez, Auguſt⸗Septbr. 21 21 n be, Sepk.⸗Oltbr. 20—% Thlr. bez. 
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— Se. M. der König haben ſofort auf die erhaltene Benach⸗ 
richtigung von dem in Burg flattgefundenen Unglück, bei dem zehn Ar⸗ 
beiter das Leben verloren haben und drei lebensgefährlich verwundet 
worden, aus Allerhöchſtihrer Privatchatouille eine Unterſtützung für 
die Hinterbliebenen von 500 Thlr. zu überweiſen geruht. Dieſer Be⸗ 
trag iſt bereits dem Bürgermeiſter Nethe in Burg durch den Miniſter 
des Innern übermittelt worden. — Se. kgl. H. der Kronprinz 
wohnte geſtern Abends der Miniſterial⸗Konferenz bei, welche unter dem 
Vorſitz Sr. H. des Fürſten von Hohenzollern im Gebäude des Staats⸗ 
Miniſleriums ſtattfand. — Se kgl. H. der Prinz Friedrich Karl, 
welcher heute die Feier ſeines 33. Geburstages begeht, wurde Vormittags 
von JF. kk. HH. dem Kronprinzen, dem Prinzen und der Frau Prinzeſſin Karl, 


17 kn gie a 505 re geira, t un 
505 54 50, {-Anleben 76, 30. € A 15 ießen nach lebha em Handel weſentli oͤher. — öl matt eröffnend, 
Ale eg 5. TEN Arete 162, 20. 185 Ng 2 N hät mebrjeitig gefragt und höher bezahlt. — Far Spiritus mangelten 
110, 75. Paris 58, 50. Gold —, —. Silber , . Cliſabetbahn 186, —. Abgeber, und bei etwas größerem Begehr N N ſich der Werth um eine 
Lomb. Eisenbahn 190, —. Neue Xoofe 114, 75. 1860er Looſe 81, 50. Kleinigkeit; nach kleinem Handel blieb der Schluß feſt. 

raukfurt a. M., 20. März, Nachm. 2 Ubr 30 Min. Oeſterreichiſche 
Effekten theilweiſe matter; Mainz⸗Ludwigshafen begehrt. Schluß ⸗Couf ſe: 
Ludwigsh.⸗Bexbach 130%. Wiener Wechſel 79%. Darmſt. Bankaktien 
181. 80 3 . 5 } u N Ae 10 7 2 ag? —.— 955 
1853er Lobſe 55. Oeſterr. National⸗Anleihe 49%. Oeſterr.⸗Franz. Staats > ini dite A . 
Gifenb Aktien 224. Oeſterr. a ge „Barer Grein, 17 Ir ED, 90 A 15. 0% 15 1 8 dh Le ze 
’ te öſterr. Anleihe 55%. eſt. Eliſabetbahn 123, ein⸗Nahe⸗Bahn] Br. — Roggen flau, loca pr, 15 — 5 bez., 
26. e e ee Lit A. 102% b eine Ladung 80 pfd. 16 Loth ſchwimmend 43% Thlr. bez., 77yfd. = Früh: 
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Stettin, 20. März. Weizen matt, !oco elber pr. 85pfd. nach 

Qualität 80--88 Thlr. bez., Sßpfd. 1 7 pr. Frühjahr 89% h 

8385 pfd. 85% Thlr. bez., 5 T. 
Thlr. Gld. 


der Frau Landgräfin von Heſſen-Philippsthal⸗Barchfeld und den übrigen ) 5 . 
r i a < 5 - Anleihe 50%. Oeſt. Credit⸗Attien 54. 44% ( 
Prinzen und Prinzeſſinnen des hohen Konigshauſes, Ihren Hoheiten häft. S N: 16 ie National:An A t 7 * 25 
i utſche Bank 87%. Diskonto —. Wien —, —. 4 Thlr. bez. — Gerſte flau und ohne Kaufluſt. — Hafer pr. Frühjahr 
3 o 8 47 50pfd. 27 Thlr. Br. — Erbſen kleine Koch⸗ 47—48—50 Thlr. bez. — 


dem Fürſten und der Frau Fürſtin von Hohenzollern, dem Prinzen 
Ludwig von Heſſen, dem Herzog Wilhelm von Mecklenburg⸗Schwerin 
und anderen fürſtlichen Perſonen beglückwünſcht; zuvor hatte Hoͤchſtder⸗ 
ſelbe die Gratulation der Generalität und der hoͤheren Offiziere entge⸗ 
gengenommen. Nachmittags iſt zur Feier des Tages Familientafel. 

Der Taxpreis eines Blutegels iſt für die Zeit vom 1. April 
bis Ende September d. J. auf 2 Sgr. 4 Pf. feſtgeſetzt. 

Ruß lan d. 

Petersburg, 14. März. Sämmtliche hieſigen Zeitungen (mit 
Ausnahme der deutihen „Petersb. Z.“) bringen heute ein gleichlauten⸗ 
des ausführlicheres Referat über die warſchauer Vorgänge vom 25. 
bis 28. Februar, als Ergänzung zu dem bisherigen kurzen telegraphi⸗ 
ſchen Berichte. Danach wären die Behörden ſowohl am 25. als am 
27. mit der größten Langmuth verfahren und hätten alles Moͤgliche 
gethan, um jeden Conflict zu vermeiden. Am erſten Tage haben die 
* ſich nur mit der flachen Klinge vertheidigt, daher ſeien auch 


wärts feſt. Roggen loco matt, ah Königsberg pr. April⸗Mai 78, Juni 79 weichen 
geitern bezahlt, heute dazu anzunehmen. Oel Pr. Mai 23 ½, pr. Oktober] Thlr. bez., pr. 1 68 10 -- Tb 
f 1 


24%. Kaffee, Markt etwas feſter; 3000 Sack Rio ſchwimmend 6%. 


ink ſtille. . 
e 20. März. [Baumwolle.] 15,000 Ballen Umſatz. — unverändert, ſoco ohne Faß Thlr. bez., pr. Frühjahr 20% Thlr. Br., 


Preiſe % höher als am vergangenen Freitage. 


eber fehlten, namentlich Biand: und riefe, werder 0 
Feat lber Auch für Eiſenbahnactien war die Kaufluft merklich 


eingeſchränkt. Ein etwas lebhafterer Verkehr erhielt ſich nur in einigen Breslau; 21, Matz. bare In rubiger Haltung 


für ſämmtliche Getreidearten, bei mittelmäßigen Bufubren und Angeboten 
von Vodenlgern mäßiges Geschäft u geſtrigen Preiſen. — Oel- und lee⸗ 
08 unverändert. — Spiritus feſt, pro 100 Quart locu 20 G., März 
2 8 

ö Sgr. Sgr. 

2 — — — — 
Weißer Weizen . 80 86 90 95 Winterraps 80 85 88 90 92 
. ; Gelber Weizen . 80 86 90 94 Winterrübſen 75 80 84 86 88 
riger, und waren ſelbſt erſte Disconten mit 2% nur ſchwer zu laſſen, in[Brenner⸗Weizen . 65 70 74 76 Sommerrübſen 20 75 80 82 85 
einzelnen Fallen wurde ſelbſt 2% bewilligt. a Aoggen . . 58.696264 Schlagleinſaat 70 75 80 85 93 

Notenbank⸗Actien waren geſchäftsloſer als gerem. Nur Deſſauer Lan⸗[Gerſte . . . 48 52 54 57 lr 
oſchluſſes waren gefragt und 12 er 28 80 82 88 i — — 
Kocherbſen . 60 62 64 66 J Rothe Kleeſaat 11 13 14% 15% 16% 
rb . . 84 56 58 60 [Weiße dito „ 8 12 15.18 22 
icken . 45 50 53 56 Thymothee 9% 10 10% 11 11% 


Verantwortlicher Redakteur: N. Bürkner in Breslau. 
Drud von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


endigten die Unordnungsverſuche. Aber die Aufregung der Gei⸗ n aA 
ker dauerte fort. al⸗ Anleihe verlor % % (61%), öder Looſe waren] 
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